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,Nicht radikalgenug 
Verfassungsrechiler Hans. Herbert von Arliirn :zu~ Berliner ·liertog-ReCie 
. .... . ;.', " .' '. ~ .. ' . .' ',. . . 
Die Berliner Rede des Bundespdsi-·. inüß, wenn w.irk1.~ch mehr Handlungs-
dent~ erinnert in TeUen an die große ·.fähigkeit geschaffen werden soll, auch 
Parteienschelte . des frilheren Bundes- . an die. Institutionen der politischen 
präsidenten Richard von Weizsä.cker Willensbildung. ran. Hier geht es ~er-
im Jahre 1992. Ein Kernsatz Weizsik- dings um Machtfragen. Der BUl)aes-
kers lautete: ,.Nach meiner Oberzeu- präsident hat mit Recht bemerkt, daß 
gung ist unserParteienstaat von bei- zwar weitgehend J(onsens besteht, daß 
dem zugleich geprigt. nämlich macht- . ~formen notwendig sind, ihre Durch-
versessen auf den Wahlsieg und macht- setzung gegen die Eigeninteress~n von 
vergessen bei der Wahrnehmung der Verbänden und Politikem aber das ei-
inhaltlichen und konzeptionellen poli- gentliche Problem darstellt. Hier.lohnt 
tischen Führungsaufgabe." ein Blick darauf, wie die größte insti-
Auch Herzog fordert von der politi- tutionelle Reform der letzten Jahre, 
schen Elite die Bereitschaft zur Püh- eben. die Einführung der Direktwahl 
rung und verlangt, im Kollisionsfall das der Bürgermeister in ganz Deutsch-
Streben nach Macht zuriickzustellen. land, durchgesetzt werden ~onnte: 
Die derzeitige PiihrungsloSigkeit wird durch einen Volksentscheid 1991 in 
in der Steuerpolitik besonders deutlich, Hessen, bei dem sich 82 Prozent der 
zu der Herzog ;,nach der Entwicklung Biirger für die Einfiihrung der Volks-
der ~etzten Tage überhaupt nichts wahl von Bürgermeistem und Landrä-
mehr" einfallen wollte. Man kann dem ten entschieden. 
Bundespräsidenten auch .nur zustfm- : :: .. 
men, wenn er verlangt, daß ,.alle, wirk- -------------
lich alle Besitzstlnde" auf den Prüf- wäre das ein treffliches Signal auch für Den Bürger politisch 
stand müssen. Doch vermißt man in andere Politiker und die Bürger insge- . mitbestimmen lassen 
diesem Zusammenhang ein Eingehen samt, von übertriebenem Besitzstands-
auf die Besitzstinde der Politiker denken zu lassen. Was für ein Pauken-
selbst: ihre übermäßigen Altersversor- schlag wäre es geweseq. wenn Herzog 
gungep, die ihnen schon nach kurzen derartiges in seiner Berliner Rede an-
Amtszeiten und lange vor den üblichen gekündigt hätte! Dann.hätte er mit der 
Altersgrenzen hohe . Renten verschaf- moralischen Führung wirklich ernst ge-
fen; die Doppetbezahlung aus mehre- macht. .." .:;,r~, ... 
ren Quellen; die überzogene Pinanzie- In der Rede des Bundespräs~~ent!!n 
. rung der politischen Parteien ein- fehlt auch ein Eingehen auf einen" an-
. " schließlich ihrer Praktionen und .Stif- deren zentralen Mangel unserer De;;":· 
tungen". . mokratie, daß nämlich die Biirger so 
Die Treppe muß von 
oben gekehrt werden 
Derartige Reformen am Kopf der Po-
litik sind nötig. Das vom Bundespräsi-
. denten mit Recht angemahnte Anpak-
ken der so wichtigen allgemeinen Re-
formen setzt voraus, daß die Politiker 
bei sich selbst anfangen. Die Treppe 
wird nun mal von oben gekehrt. Der 
Bundespräsident könnte in eigener Sa-
che ein gutes Beispiel geben, hat er 
doch als einziger Politiker nach Ablauf 
seines Amtes Anspruch auf eine Al-
tersversorgung von sogar 100 Prozent 
seiner Alctivenbezüge. Hätte er von sich 
aus auf die überzogenen Teile seiner 
Versorgung verzichtet (wie er auch 
schon mehrmals auf die Erhöhung sei-
nes laufenden Gehalts verzichtet hat), 
wenig zu sagen haben. Sie können oft . 
nicht einmal ihre Abgeordneten aus-· 
wählen. Wen die Parteien auf sichere 
PIatze 'auf den Wahlli§!en nominieren, 
der ist faktischbereils gewählt. und 
die eigentliche Volkswahl ist für ihn 
nur noch ein Pormalie. 
Gäbe man dagegen dem Bürger 
durch sinnvolle Änderungen des Wahl: 
rechts mehr Einfluß auf die Auswahl 
der Politiker, bräuchte· das auch kei-
nesfalls auf Kosten von deren Hand-
• lungsfähigkeit zu gehen, im Gegenteil: 
Es gibt in Deutschland keine band-
lungsfähigeren Politiker als die direkt 
von den Bürgem gewählten süddeut-
schen Bürgermeister, eine Einrichtung. 
die in den vergangenen Jahren, wenn 
auch da und dort mit erheblichen Ab-
strichen, auch in den Gemeinden und 
Städten aller anderen Länder. einge-
führt worden ist. 
Dieses Beispiel zeigt bereits: Man 
I . ~~ • '!. \ ~ ;. .:,;,' • 
Hier zeigt"sicll, welches innovatori~ 
sche Potential in direktdemokratischen 
Äußerungsmöglichkeiten der Bürger 
liegen lcann. Auf diese Weise lassen 
sich Reformen notfalls auch gegen die 
Eigeninteressen der politi~chen Klasse 
durchsetzen. Ein Hauptmangel der Re-
de des Bundespräsidenten lag darin, 
daß er die Verantwortungsbereitschaft 
der Mehrheit der durch BUdungsex-
plosion und Wertewandel mündiger 
gewordenen Deutschen unterschätzt. 
Will man das darin steckende große 
Reformpotential aktivieren, setzt dies 
aber voraus, daß die Menschen auch 
institutionell in die Verantwortung ge-
nommen und in die Lage v~etzt wer-
den, auch wirklich politisch mitbe-
stimmen zu können. 
Ein weiteres Beispiel für notwendige 
institutionelle Reformen: die Mitglie-
der des Bundesrats, also die Regierun-
. gen der Bundesländer, sind aus rein 
landespolitischen Wahlen hervorge-
gangen. Gleichwohl werden sie auf 
Bundesebene von der parteipolitischen 
Opposition instrumentalisiert, um 
wichtige Entscheidungen zu blockie-
ren. Diese Pehlkonstruktion muß -
auch angesichts der schwachen bun-
despolitischen u.gitimation des Bun-
desrats ~ überdacht werden. 
